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			100 Jahre Wohltätigkeits-Gesellschaft

			„Mister DWG“ Diego Finsterbusch feiert 70. Geburtstag
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			Juan Diego Finsterbusch (r.) mit Botschafter Bernhard Graf von Waldersee. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - Gleich zweimal Grund zum Feiern hatte Juan Diego Finsterbusch. Zum einen feiert die Deutsche Wohltätigkeits-Gesellschaft (DWG) in diesem Jahr ihr 100-jähriges Bestehen seit ihrer Neugründung im Jahr 1916. Zum anderen vollendete Finsterbusch vor wenigen Tagen sein 70. Lebensjahr. Für den Jubilar Anlass, zu einem Empfang in den Deutschen Klub von Buenos Aires zu laden, an dem unter anderem der deutsche Botschafter Bernhard Graf von Waldersee teilnahm.

			Finsterbusch ließ auf einer Leinwand die wichtigsten Meilensteine in der Geschichte der DWG Revue passieren. Ihre Anfänge gehen sogar bis 1825 zurück, als deutsche Einwanderer eine Organisation zur gegenseitige Hilfe ins Leben riefen. Doch 1850 entzog der damalige Machthaber Juan Manuel de Rosas der ersten DWG den Status als juristische Person.

			Erst 1916 gelang die Neugründung, die während des Ersten Weltkriegs unter Ägide des damaligen deutschen Botschafters Karl Graf von Luxburg zustande kam. Die Gesellschaft machte es sich zur Aufgabe, hilfsbedürftigen Deutschstämmigen zu helfen. Sie half auch Kriegsflüchtlingen aus Deutschland bei Unterkunft, Kleidung und Verpflegung.

			Schwierige Zeiten machte die DWG am Ende des Zweiten Weltkriegs durch, als ihr Vermögen wie das aller anderen deutschen Institutionen in Argentinien beschlagnahmt wurde. In den Fünfziger Jahren gelang es jedoch, Teile des enteigneten Vermögens zurückzuerlangen.

			1967 erwarb die DWG ein Grundstück in El Talar im Bezirk General Pacheco, wo in der Folgezeit die Seniorenresidenz „Los Pinos“ (Die Pinien) entstand. 1969 eingeweiht, wurde es kontinuierlich erweitert. Heute leben in „Los Pinos“ 110 Personen. Für fünf von ihnen übernimmt die DWG komplett den Lebensunterhalt. Auf dem Gelände gibt es zudem ein Rehabilitationszentrum, das 2008 in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Hospital von Buenos Aires eröffnet wurde.

			Neben ihrem Engagement für „Los Pinos“ kümmert sich die DWG auch allgemein um Belange hilfsbedürftiger oder älterer Menschen. Beispielsweise, wenn es um die Beantragung von Renten geht. Durch traditionelle Veranstaltungen wie dem Benefizkonzert und dem Weihnachtsbasar in Zusammenarbeit mit der Deutschen Botschaft nimmt die DWG Gelder ein, die für soziale Zwecke eingesetzt werden.

			Die DWG sieht sich zudem als Brücke nach Deutschland. Es besteht eine Partnerschaft mit der Stiftung der Familie Panthenius in Minden (Westfalen), die Hilfslieferungen für Bedürftige organisiert.

			Finsterbusch engagiert sich seit 36 Jahren im Vorstand der DWG. Seit 2004 hat er das Amt des Vorsitzenden inne - einen Posten, den er bereits von 1994 bis 1997 bekleidete. Der Jubilar stammt aus Buenos Aires. In Deutschland erlernte er später den Beruf des Wirtschaftsprüfers. Wegen seines langjährigen Einsatzes für die DWG und weiterer Einrichtungen der deutschen Gemeinschaft in Argentinien erhielt Finsterbusch 2012 das Bundesverdienstkreuz Erster Klasse. 
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			Weniger Festnetztelefone 

			Moderne Kommunikationsmittel sorgen für Veränderung

			Buenos Aires (AT/mc) - Das Festnetztelefon verliert zusehends an Bedeutung. Alleine in der Hauptstadt gingen die Festnetzanschlüsse zwischen 2010 und 2015 um 14 Prozent zurück. Waren es vor sechs Jahren noch 1,6 Millionen Festnetztelefone, so wurden fünf Jahre später nur noch 1,4 Mio registriert. Im Durchschnitt gab es im genannten Zeitraum 128 Abmeldungen pro Tag. Dies geht es aus Daten der nationalen Kommunikationsbehörde Enacom hervor. 

			Der Trend lässt sich, wenngleich in abgemilderter Form, auch landesweit beobachten. So wurden zwischen 2013 und 2015 in ganz Argentinien 434.918 Festnetztelefone abgemeldet. Von den rund 9 Millionen derzeit noch verbleibenden Telefonen mit Festnetzanschluss werden immer weniger Telefonate geführt. Gab es 2010 noch knapp 1,2 Millionen Gespräche pro Monat, waren es 2015 gerade noch 671.000. Ein Rückgang um 48,3 Prozent. 

			Die Ursache für diese Entwicklung ist in den neuen Kommunikationsmöglichkeiten zu finden. Anwendungen wie Whatsapp, Facebook Messenger oder Skype sorgen dafür, dass viele Menschen immer weniger Sinn in einem Festnetztelefon sehen. Zahlreiche Werbeanrufe über Festnetz tragen zudem dazu bei, das die traditionellen Telefone an Beliebtheit einbüßen. 

			Die modernen Kommunikationsmittel haben zudem dazu geführt, dass es immer weniger öffentliche Fernsprecher gibt. In Buenos Aires ist deren Zahl innerhalb von zehn Jahren um 70 Prozent zurückgegangen. Gab es 2005 noch 31.639 öffentliche Telefone, waren es 2015 nur noch 8539. Auf nationaler Ebene nahm die Zahl der öffentlichen Fernsprecher im gleichen Zeitraum von 158.300 auf 87.500 um etwas mehr als die Hälfte ab. Dies ergeben Zahlen des nationalen Statistikamtes Indec.
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			Die Woche in Argentinien

			Freilassung abgelehnt

			Rückschlag für Milagro Sala. Der Oberste Gerichtshof der Provinz Jujuy wies vor wenigen Tagen zwei Verfassungsbeschwerden zurück, die die Vorsitzende der Sozialorganisation „Tupac Amaru“ gegen ihre U-Haft durch ihren Anwalt eingereicht hatte. Sala wurde im Januar dieses Jahres wegen Störung der öffentlichen Ordnung und Verdachts auf Veruntreuung öffentlicher Gelder verhaftet. Ihre Verteidigung hatte argumentiert, der dauerhafte Freiheitsentzug verstoße gegen verfassungsmäßig verbriefte Grundrechte. Auch verletzten die Maßnahmen die Immunität, die Sala als Abgeordnete des Mercosur-Parlaments Parlasur genieße. Die Richter meinten nun aber, der Schutz komme nur Abgeordneten der Nationalkongresses zu. Auch teilten sie die Meinung der Vorinstanz, dass eine Freilassung Salas die gegenwärtigen Ermittlungen behindern könnte. Derweil meldete sich auch die Generalstaatsanwaltschaft der Provinz zu Wort. Die Behörde wies Forderungen der UN-Arbeitsgruppe für willkürliche Verhaftungen nach einer Freilassung Salas in deutlicher Form zurück. Die Maßnahme sei durch die Schwere der Anschuldigungen gerechtfertigt: Sala wird vorgeworfen, Chefin einer kriminellen Vereinigung zu sein. Zudem habe sie die öffentliche Verwaltung erpresst und betrogen.

			Jugendliche ohne Perspektive

			Alarmierende Zahlen: 765.000 junge Menschen im Alter von 18 bis 24 Jahren in Argentinien sind weder damit beschäftigt, zu studieren oder zu arbeiten, noch bemühen sie sich um eine Anstellung. Dies ist das Ergebnis einer Studie, die im Auftrag des Erziehungsministeriums erstellt wurde. Das entspricht einem prozentualen Anteil von 17,3 Prozent in der beschriebenen Altersgruppe. 589.000 der „Triple ni“ (Dreifach nicht) genannten Personengruppe sind weiblich, 176.000 männlich. „Diese Jugendlichen fühlen, dass sie nicht ausreichend darauf vorbereitet sind, was der Arbeitsmarkt von ihnen fordert“, meint Gabriel Sánchez Zinny, der Direktor des Instituts für technologische Erziehung (INET), das zum Erziehungsministerium gehört. Die Experten weisen in ihrer Analyse auf die Diskrepanz hin zwischen dem, was in der Schule vermittelt wird, und den Erfordernissen des Arbeitsmarkts. Dass auffällig viele junge Frauen betroffen sind, führen die Macher der Studie auf den Umstand vieler frühzeitiger Mutterschaften gerade in den sozial schwachen Gesellschaftsschichten zurück. Diese Frauen bemühten sich dann entsprechend weniger, einen Arbeitsplatz zu bekommen.

			Waffen zerstört

			Mehr als 21.600 Schussfeuerwaffen sind am Freitag in der Provinz Buenos Aires von den Behörden zerstört worden. Die Aktion fand im Stahlwerk Tenaris Siderca in Campana (Provinz Buenos Aires) im Beisein von Provinzsicherheitsminister Cristian Ritondo statt. Die Waffen waren in den Provinzen Buenos Aires, Córdoba und Corrientes im Zusammenhang mit Straftaten konfisziert worden. „Mit der Aktion wollen wir dem illegalen Waffenhandel ein Ende bereiten. Diese Waffen können nicht mehr zirkulieren. Deshalb zerstören wir sie“, erläuterte Ritondo. Auf diese Weise schwäche man das organisierte Verbrechen, gegen das die Polizei tagtäglich kämpfen müsse.

			Pérez muss im Land bleiben

			Schwere Zeiten für Alberto Pérez. Der einstige Kabinettschef der Provinz Buenos Aires darf derzeit nicht das Land verlassen. Die zuständige Richterin Marcela Garmendia begründete die Maßnahme mit möglicher Verdunklungsgefahr. Gegen den einstigen mächtigen Mann im Kabinett von Ex-Gouverneur Daniel Scioli läuft derzeit ein Verfahren mit Verdacht auf Geldwäsche. Er soll die Provinz mit gefälschten Rechnungen betrogen haben. Die Richterin erließ gegen Pérez zudem ein Verfügungsverbot über sein Vermögen bis zu 15 Millionen Pesos. (AT/mc)
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			Dialog

			Präsident Mauricio Macris Regierungsstil neigt zum Dialog als Methode, um mit Parteifreunden sowie Gegnern anderer Parteien Kompromisse zu erreichen. Da seine Partei PRO und die regierende Koalition „Cambiemos“ (Verändern wir) in beiden Kammern des nationalen Kongresses keine eigene Mehrheiten wie vor ihm die damaligen Kirchnerregierungen haben, muss Macri verhandeln. Für seine Gesetzesvorlagen muss Macri mit Oppositionspolitikern Kompromisse erreichen.

			Bisher ist es dem Präsidenten gelungen, mehrere Gesetzesvorlagen im Kongress zu ratifizieren. Sein anfänglicher Irrtum, zwei neue Mitglieder des Obersten Gerichtshofes per Dekret vorzuschlagen, nötigte Macri zu Einsicht. Beide Kandidaten wurden nachher im Senat mit der vorgeschriebenen Zweidrittelmehrheit bestätigt.

			Nach seinem knappen Wahlsieg in der Stichwahl vom 22. November 2015 gewann Macri in den Medien laut Umfragen gute Noten, die inzwischen als Folge der Rezession weniger gut verzeichnet wurden. Seine Bereitschaft zum Dialog zeigte Macri in Verhandlungen mit eigenen Parteifreunden am Wochenende in Chapadmalal unweit des Ferienortes Mar del Plata, wo er seine Leistung als Präsident mit acht benotete, zwei Punkte unter der Höchstzahl zehn.

			Einen Rückschlag musste Macri hinnehmen, als der Senat sein Gesetzesprojekt über den künftigen Wahlmodus ablehnte. Macri wollte das elektronische Wahlsystem, mit dem er als Bürgermeister in der Bundeshauptstadt hatte wählen lassen, ebenso wie der justizialistische Gouverneur von Salta Juan Manuel Urtubey in seiner Provinz, landesweit einführen. Einige Provinzgouverneure meist justizialistischer Prägung, opponierten, obwohl sich das elektronische Wahlsystem als besonders erfolgreich erwiesen hatte. Macri bemühte sich, im Dialog seine Gegner zu überzeugen, was ihm dieses Mal nicht gelang. Hätte sich Macri durchgesetzt, dann würden die nächstjährigen Parlamentswahlen ebenso schnell und problemlos abgewickelt werden wie im Vorjahr in der Hauptstadt und in Salta, und die Ergebnisse wären am Wahlabend vor Mitternacht verfügbar gewesen.

			Das Haushaltsgesetz 2017 ist bisher noch nicht verabschiedet worden und wird möglicherweise vor Weihnachten in außerordentlichen Sitzungen gebilligt werden, wiewohl mit Änderungen, über die Macri und seine Mitarbeiter intensiv im Dialog mit Parteigegnern verhandeln. Anders als seine Vorgängerin Cristina Fernández de Kirchner, als der Kongress den Befehlen der Exekutive gehorchte, muss Macri verhandeln. Das bewirkt beispielsweise im Senat, wo die Provinzgouverneure Einfluss auf die provinzeigenen Senatoren ausüben und stets mit Zuschüssen des nationalen Schatzamtes, der Steuerverteilung und der Notenbank Druck ausüben, muss Macri im Dialog verhandeln. Das Ergebnis pflegt stets in höheren Staatsausgaben zu enden, die das Defizit des Schatzamtes anheben und dank Geldschöpfung der Notenbank trotz deren hohen Zinssätzen die Inflation zu beflügeln. Hier wird der Dialog entartet. Leider bleibt Argentinien nach wie vor ein Inflationsland.
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			Signal für Europa

			Von Michaela Ehammer
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			Österreich hat gewählt - zum dritten Mal in diesem Jahr - und nun endlich einen neuen Bundespräsidenten. Alexander Van der Bellen zieht als Nachfolger von Heinz Fischer in die Wiener Hofburg ein. Das blaue Wunder blieb somit aus. Gewählt haben ihn 2.472.892 Wähler, die ihn mit 53,8 Prozent zum erneuten Wahlsieger gemacht haben. Das waren 3,5 Prozent und über 1,5 Millionen Stimmen mehr als noch bei der vergangenen Wahl, doch das Ergebnis vom Sonntag zeigt deutlich: Die Alpenrepublik bleibt politisch betrachtet ein gespaltenes Land. Jetzt liegt es am diplomatischen, pensionierten Wirtschaftsprofessor aus dem Tiroler Kaunertal, sein Volk wieder zu stärken und zu einen - so wie er es im Wahlkampf versprochen hat. 

			Fünf von den neun österreichischen Bundesländern konnte der grünen-nahe Van der Bellen klar für sich entscheiden: Oberösterreich, Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Niederösterreich und Wien. Bei der letzten Stichwahl im Mai sah das Ergebnis noch etwas anders aus. Viele Hofer-Wähler haben sich am Sonntag umentschieden und ihr Kreuzerl Van der Bellen gegeben. Am stärksten zugelegt hat Van der Bellen unter anderem in seinem Heimatland Tirol. In St. Sigmund im Sellrain konnte er sich beispielsweise von 37,93 Prozent auf 58,9 Prozent steigern - ein Plus von knapp 21 Prozentpunkten. Van der Bellen punktete trotz des starken Charismas seines Kontrahenten vor allem bei Frauen, jungen Wählern bis 30 Jahren und Maturanten sowie Studierten. Hofer dagegen konnte die Arbeiterwelt sowie den Großteil der Männer mobilisieren und für sich gewinnen. Doch eine nüchterne Erkenntnis für Hofer, der sich einst mit deutlichem Vorsprung für die Stichwahl qualifizierte: 70.000 seiner Wähler vom Mai gingen diesmal nicht zur Wahl. Mit dem „warum dem so war“ muss sich die Partei um Hofer, die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ), nun beschäftigen: Welche Fehler haben ihm schlussendlich den Sieg gekostet und was bedeutet die Niederlage intern für die FPÖ? Der lange Wahlkampf á la Amerika und die harten TV-Duelle, bei denen er sich beim letzten Fernsehauftritt am vergangenen Donnerstag mit Trump-artigen Attacken und Angriffen auf Van der Bellen wohl zu weit aus dem Fenster lehnte, haben offenbar auch bei Hofer-Anhängern ihre Spuren hinterlassen. Dieser Stil passt halt dann doch nicht in die Alpenrepublik, denn gerade das neue Staatsoberhaupt soll Ruhe und Würde ausstrahlen, so wie sein Vorgänger Heinz Fischer.

			Der besonnene Van der Bellen hat im bis dato längsten und langwierigsten Wahlkampf Österreichs schon zu Beginn seine Standpunkte klar und deutlich dargelegt: Eine Befürwortung der Willkommenskultur in der Flüchtlingsfrage und kein Öxit - also ein Verbleib in der EU. Doch ob es wirklich gerade diese Werte waren, die ihn zum Sieg führten, wird von vielen Analytikern mit Skepsis betrachtet. Überzeugt sind sie eher davon, dass viele Österreicher einfach nur das geringere Übel in Van der Bellen sahen und ihm vor allem zutrauen, das Land gut im Ausland vertreten zu können. Der Brexit hat gezeigt, dass es einem Land und seinem internationalen Ansehen schadet, wenn Politiker eine herrliche Zukunft versprechen, sich kurz darauf jedoch eingestehen müssen, dass mit erlogenen Zahlen und erfundenen Argumenten den Wählern Honig um den Mund geschmiert worden ist. Und die ersten Handlungen von Donald Trump haben seinen Anhängern vor Augen geführt, dass Trump seinen reichen Freunden den Vortritt und seine Wähler erstmal im Regen stehen lässt.

			Die Österreicher haben gezeigt, dass sie eine bessere Regierung wollen, doch keinen Totalumsturz. Sie wollen Stabilität, die sie in Van der Bellen sehen. Eine Sicherheit, die weder der Brexit bringt noch Trump und schon gar nicht Norbert Hofer. Sie waren noch nicht bereit, den Weg für den ersten Rechtspopulisten an der Spitze eines westeuropäischen Landes freizugeben. Der Populismus ist damit noch nicht vorbei, aber er wird ein ganzes Stück entzaubert.

			Und so gibt die Wahl Europa erstmal eine Verschnaufpause und ein wichtiges Signal. Während in vielen Teilen Europas die Hände hoch zum Himmel gehen und Van der Bellens Sieg bejubelt wird, schlucken Rechtspopulisten die bittere Enttäuschung herunter, dass sich die Alpenrepublik von dem Populismus-Trend Europas zumindest vorübergehend abgewendet hat. So etwa die deutsche AfD, die den Sieg von Norbert Hofer bei der Bundespräsidentenwahl herbeigesehnt hatte. Dass Hofer es jetzt nicht in die Hofburg geschafft hat, dämpft die Stimmung. Genauso wie der Fakt: Blau, blau, blau blüht erstmal wieder nur der Enzian.
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			Randglossen

			Vor einigen Jahren wurden Jugendliche, die weder studierten noch arbeiteten, Spanisch als „ni-ni“ bezeichnetet. Gemeint war „ni estudian ni trabajan“. Im Klartext bezog sich das auf zahlreiche Jugendliche, die meist mit staatlichen Zuwendungen für sie oder ihrer Eltern ihr Dasein fristeten. Neuerdings hat sich diese soziale Kategorie um ein drittes „ni“ erweitert. Gemeint sind Jugendliche, die weder studieren noch arbeiten, aber außerdem darauf verzichten, sich um eine Arbeit zu bemühen. Sie leben fröhlich mit sozialer Unterstützung des Staates, sofern ihre Eltern sie nicht drängen, sich um eine Arbeitsstelle zu bemühen oder in einer Lehranstalt zu lernen. Solche Jugendliche mögen in der Drogenszene enden, Raub oder Diebstahl verüben und Verursacher der allgemeinen Unsicherheit sein, die zahlreiche Gegenden der Stadt Buenos Aires und ihre Nachbarn in der gleichnamigen Provinz verunsichern.

			Die politische Farbenlehre stimmt nicht mehr. Da gewinnt ein grüner Altlinker die österreichischen Präsidentschaftswahlen, und Europas Politiker jeglicher Couleur freuen sich darüber. Eine Allparteienfront aus Konservativen, Christdemokraten, Sozialdemokraten, Liberalen, Grünen und Linken, wobei letztere etwas zurückhaltender sind. Der neue österreichische Bundespräsident Alexander van der Bellen tendiert doch eher ins linksliberale Spektrum. Richtig traurig sind natürlich auch welche: die braun-blauen rechtspopulistischen Bewegungen von der deutschen AfD über Frankreichs Front National bis hin zur italienischen Lega Nord. Vermutlich auch der designierte US-Präsident Donald Trump, doch der dürfte Schwierigkeiten haben, Austria und Australia zu unterscheiden.

			Eine Fast-Allparteienkoalition gab es auch in Italien. Das Verfassungsreferendum von Ministerpräsident Matteo Renzi ist an ihr gescheitert. Gewonnen haben die rechtspopulistische Lega Nord, die irgendwie populistische Fünf-Sterne-Bewegung, Berlusconis Interessenvertretung Forza Italia, Ultralinke, die alte korrupte Politikergarde und einige halbwegs seriöse Verfassungsrechtler. Dadurch dass Renzi sein politisches Schicksal mit dem Votum verbunden hat, hat er all seine Gegner vereint, auch wenn einige von ihnen das politische System ähnlich ändern wollten. Er hat sie dadurch geradezu eingeladen, ihm einen Denkzettel zu verpassen. Verloren hat Italien. Denn nun droht wieder eine Regierungskrise, der wohl Neuwahlen mit ungewissem Ausgang folgen.
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			Steuereinnahmen im November: +40,8%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im November 2016 mit $ 182,27 Mrd. um 40,8% über dem Vorjahr, also in konstanten Werten etwa gleich hoch. Der Sprung ist nicht nur auf die Steuer auf Legalisierung schwarzen Vermögens zurückzuführen, sondern auch auf die Erhöhung der Zigarettensteuer, die Zunahme des Erlöses der Import- und Exportzölle, und auch der Schecksteuer. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 371,51 Mrd., +13,6%. Real hat somit eine Abnahme stattgefunden, die auf die Anhebung des steuerfreien Minimums für Arbeitnehmer und die Rezession zurückzuführen ist.

			- Mehrwertsteuer: $ 52,36 Mrd., +34,6%. Die direkt vom Steueramt eingenommene MwSt. stieg nur um 26,6% auf $ 37,48 Mrd., und die vom Zollamt einbehaltene MwSt. hingegen um 50,2% auf $ 15,55 Mrd. 

			- Interne Steuern: $ 4,71 Mrd., +61,3%. Diese Steuer schliesst an erster Stelle die Zigarettensteuer ein, die stark erhöht wurde, dann auch Steuern auf alkoholische Getränke und Luxusgüter.

			- Exportzölle: $ 5,07 Mrd., +53%. Die Landwirte haben den Restbestand der vergangenen Ernte verkauft, weil sie das Geld für die Aussaat und Pflege der Kulturen des neuen Zyklus benötigen. 

			- Importzölle: $ 4,58 Mrd., +45,1%. Diese Zunahme bringt gestiegene Importe zum Ausdruck, vornehmlich von Konsumgütern, die höhere Zölle zahlen.

			- Benzinsteuer: $ 2,68 Mrd.,+31,7%. Hier hat sich der Konsumrückgang ausgewirkt, den die Erhöhung der Steuer und die Rezession herbeigeführt haben.

			- Andere Brennstoffsteuern (auf Dieselöl, Heizöl und Schmierstoffe): $ 1,27 Mrd., +31,7%.

			- Weitere Brennstoffsteuern (Zusatzsteuer auf Dieseltreibstoff und Benzin, auf Pressgas und Gas): $ 2,52 Mrd., +35%.

			- Vermögenssteuer (persönliche Güter): $ 436,6 Mio. -22,7%. Hier hat sich das Weisswaschungsgesetz ausgewirkt, das die Steuer in bestimmten Fällen verringert. Dennoch erscheint der Erlös dieser Steuer sehr niedrig.

			- Schecksteuer: $ 12,41 Mrd., +43,3%.

			- Sozialbeiträge (Pensionierungsbeiträge u.a.): 46,98 Mrd., +37,8%. Hier kommen die Lohnerhöhungen zum Ausdruck, und in geringem Ausmass auch eine höhere legale Beschäftigung.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollakurs schloss am Montag zu $ 16,15, 2,56% über einer Woche zuvor und 20,43% über Ende Dezember 2015. Die Abwertung lag dieses Jahr bei etwa der Hälfte der Zunahme des Indices der Konsumentenpreise. Der Abwertungssprung vom Dezember 2015 wurde weitgehend durch die interne Inflation aufgeholt, und jetzt kommen die gleichen Klagen wie vor einem Jahr auf. Die ZB-Reserven betrugen zum Montag u$s 37,53 Mrd. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.12.16 bei $ 16,14, zum 31.3.17 bei $ 17,05, zum 30.6.17 bei $ 17,90, und zum 29.9.17 bei 18,75. Der Terminkurs per Ende Septgember 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 18,75%.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Montag eine Abnahme von 0,99%, liegt jedoch um 45,60% über Ende Dezember 2015.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere verzeichnen in einer Woche zum Montag allgemein Verluste aus. Argentina 2019 schloss gegenüber einer Woche zuvor mit -0,10%, Argentina 2021 mit -0,67%, Argentina 2026 mit -2,96%, Argentina 2046 mit -4,10 und Bonar 2024 mit -1,36.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Montag bei 18 Karat zu $ 320 por Gramm gehandelt (Vorwoche $ 310) und bei 24 Karat zu $ 457,19 ($ 442,86).

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat mit den Gewerkschaften, die ca. zwei Drittel der Staatsangestellten der Provinz vertreten, für 2017 eine Gehaltserhöhung von 18% in vier Stufen von je 4,5% auf das Gehalt von Dezember 2016 vereinbart. Nicht inbegriffen sind Lehrer und  Angestellte, die der Gewerkschaft ATE angeschlossen sind. Eine Klausel des Abkommens sieht vor, dass bei einer Inflation, die 18% jährlich übersteigt, eine neue Verhandlung eingeleitet wird. Ausserdem wurde vereinbart, 15.000 nicht fest angestellten den Beamtenstatus zu geben, was Stabilität bedeutet. Und schliesslich wurde auch der Betrag der Transportkosten bis zum Arbeitsplatz erhöht. Da die Gehaltszunahme schrittweise erfolgt, liegt der Jahresdurchschnitt um 9% über Ende des Vorjahres. Dieses Abkommen nimmt vorweg, dass die Inflation 2018 wesentlich geringer als 2016 ausfallen wird.

			***

			Die Produktion von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern („pick ups“) erreichte im November 46.962 Einheiten, 3,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 11 Monaten 2016 waren es 432.689 Kfz, 12,6% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im November mit 62.401 Einheiten um 17,5% über dem Vorjahr. In 11 Monaten waren es 649.408 Kfz, 17,5% über dem Vorjahr. Der Export erreichte 21.531 Einheiten, 15,8% über dem Vorjahr. In 11 Monaten wurden 171.208 Kfz exportiert, 25,3% unter dem Vorjahr. November zeigt somit eine deutliche Tendenzwende. Ohne Änderungen des Bestandes zu berücksichtigen, lag der Kfz-Import im November bei 36.970 Einheiten, 71,7% über dem Export, also mehr als es das geltende System des „kompensierten Austausches“ erlaubt, das bei Kfz-Handel mit Brsilien gilt, der den grössten Teil des Kfz-Aussenhandels umfasst.

			***

			Die Leitung der staatliche Flugzeugfabrik Fadea („Fábrica Argentina de Aviones Brigadier San Martín“), in Córdoba, verhandelt mit der europäischen Airbus über Zusammenarbeit. Diese Fabrik war unter Menem der US-Firma Lockheed Martin für 15 Jahre in Konzession übergeben worden, die dort die Instandsetzung von gebrauchten Militärflugzeugen für die Luftwaffe vollzog, die damals in den USA gekauft wurden. 2009 verfügte die damalige Präsidentin Cristina Kirchner die Rückverstaatlichung, so dass das Unternehmen wieder staatlich betrieben wurde und hohe Verluste abwarf, allein 2015 $ 1,4 Mrd. Jetzt soll Airbus auf der einen Seite vier Maschinen für die Luftwaffe liefern, und dann die Fabrik als regionales Zentrum für Instandhaltung einsetzen. Als erstes soll schon ein Hercules der Lufwaffe repariert und unmittelbar übergeben werden.

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank hat am Montag zwei Kredite für Argentinien von insgesamt u$s 420 Mio. genehmigt. Davon sind u$s 300 Mio. für die Erweiterung und Verbesserung der Strassen des Landesinneren bestimmt, und u$s 120 Mio. für Verbesserung der Verwaltung der Provinzen, um Arbeitsplätze zu schaffen. Der erste Kredite läuf auf 25 Jahre, und wird gemäss Liborsatz verzinst, mit 4,5 Jahren Karenzfrist, wobei der argentinische Staat sich zu einer Gegenleistung von u$s 200 Mio. verpflichtet. Der zweite Kredit läuft ebenfalls auf 25 Jahre, mit Liborsatz und 5,5 Jahren Karenzfrist, wobei ein lokaler Beitrag bei u$s 21,1 Mio. verpflichtet wurde.

			***

			Die Kirchner-Hotels in Calafate, Provinz Santa Cruz, sind entweder geschlossen oder kaum besetzt, und in allen Fällen heruntergekommen. Los Sauces bietet dieses Jahr keine Hoteldienste an, Las Dunas verzeichnet sehr wenig Übernachtungen, und Alto Calafate, das exklusivste der Kirchner-Hotels, ist beschädigt, und das Fehlen von Instandhaltung macht sich zunehmend bemerkbar, wobei bestenfalls 30% der Zimmer besetzt sind, was die Kosten nicht deckt. Dieses Hotel wurde von Juan Carlos Relats (und nach dessen Tod von seiner Tochter Silvina) verwaltet, der eine Pauschalmiete von u$s 50.000 pro Monat zahlte.Als Gegenleistung erhielt er Aufträge für öffentliche Bauten für insgesamt u$s 1,6 Mrd. Ebenfalls wurden Zimmer dieser Hotels an das Bauunternehmen Austral Construcciones, von Lázaro Báez, vermietet, das Millionenbeträge zahlte aber sie nicht verwendete und auch nicht verwenden konnte, weil sich die Hotels zu weit entfernt von den Bauten befinden, und Arbeiter nicht in 5-Sterne Hotels untergebracht werden. Diese Hotels waren eine phänomenale Fehlinvestition von Néstor Kirchner, und stehen jetzt vor der endgültigen Schliessung und dem Verfall. Calafate ist kein echter Tourismusort, weil es nur den Gletscher als Attraktion bietet. Sonst gibt es nichst zu sehen und zu tun. Ausserdem sind im Winter die Tage sehr kurz, und die Entfernung zu Buenos Aires ist etwa doppelt so gross wie nach Bariloche, das ohnehin viel mehr bietet.

			***

			Im November wurden 58.070 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 13,9% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband Acara. Das entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. In 11 Monaten 2016 waren es 667.495 Einheiten, 9% mehr als im Vorjahr. Die Zunahme gegenüber dem Vorjahr ist weitgehend auf Nutzfahrzeuge zurückzuführen („pick ups“), die von Landwirten gekauft werden. Im November wurden auch 46.509 Motorräder verkauft, 8,1% mehr als im Vorjahr. Doch in 11 Monaten 2016 waren es 428.290 Einheiten, 2,6% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die Gastransport und -verteilungsunternehmen (Transportadora de Gas del Sur, Transportadora de Gas del Norte, Metrogas, Gas Natural Fenosa, Camuzzi u.a.) fordern eine Erhöhung der Tarife für ihre Tätigkeit (also zusätzlich zum Preis des Gases, das sie beziehen), von 30% bis 65%. Die erste öffentliche Audienz, die hier vorgesehen ist, fand am vergangenen Freitag in Bahía Blanca statt. Die Unternehmen geben an, dass die Erhöhung nicht nur zur Deckung der erhöhten Ausgaben (Löhne, Gehälter u.a.) dienen, sondern auch für Instandhaltung und Investitionen bestimmt sind. 

			***

			Die bilaterale Handelsbilanz mit Brasilien schloss im November mit einem Defizit für Argentinien von u$s 307 Mio., laut Daten des brasilianischen Industrieministeriums. In 11 Monaten übersteigt das Defizit schon u$s 4 Mrd. Die argentinischen Exporte nach Brasilien lagen im November bei u$s 886 Mio.(+5,5%), und die Importe bei u$s 1.193 Mio. (+15%). Die Importzunahme entfällt auf Kfz, Maschinen für die Landwirtschaft, Düngemittel und Schweinefleisch. 

			***

			Die Regierung hat die Ausgaben für öffentliche Investitionen in den letzten Wochen drastisch gekürzt, um einen Sprung beim Defizit der Staatsfinanzen zu vermeiden. Die öffentlichen Bauten waren vorher gestiegen und gingen jetzt wieder zurück, was u.a. im Rückgang der Bautätigkeit im Oktober um 19% (INDEC) zum Ausdruck kommt. Indessen sollten Kredite der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank stärker eingesetzt werden, was die Staatskasse entlastet. Doch dies schreitet sehr langsam voran, ohne dass die Regierung sich um eine Beschleunigung bemüht. Ebenfalls ist es unbegreiflich, dass das Wasserkraftwerk Chihuidos, in Neuquén, nicht sofort in Angriff genommen wurde, das von der vorangehenden Regierung schon zugeteilt worden war. Dabei hatte sich eine russsische Bank verpflichtet, 85% des Gesamtbetrages der Investition langfristig zu finanzieren, wobei auch ein russisches Unternehmen am Bau und der Lieferung von Turbinen beteiligt ist. Die russische Bank hat inzwischen den Kredit auf 30% der Gesamtkosten des Projektes verringert, was ein neues Problem schafft.

			***

			In den letzten drei Jahren wurden laut Angaben von Unternehmen 4,6 Mio. Luftkühlapparate verkauft. Allein dieses Jahr sollen es 1,4 Mio. sein, 50% mehr als 2009 und fast doppelt so viel wie 2005. Nur ein Teil der neuen Apparate ersetzt alte, die nicht mehr verwendet werden. An Hitzetagen stellt der Stromkonsum dieser Apparate ca. ein Viertel des gesamten Stromkonsums dar. Die Regierung empfiehlt, die Temperatur auf 24 Grad und nicht weniger einzustellen, da dabei der Konsum viel geringer ist.

			***

			Die Wohnungen, die diesen Sommer zwischen 10% und 20% weniger Strom verbrauchen als im Vorjahr, erhalten einen Preisnachlass von 22%. Wenn sie den Konsum um 20% und mehr senken, beträgt der Rabatt 38%. Ein sparsamerer Konsum, der dadurch gefördert wird, soll dazu beitragen, das Defizit der Stromversorgung zu verringern, das in heissen Sommertagen auftritt, wobei dabei auch das Netz entlastet wird und Pannen vermieden werden. Ohne dies muss der Konsum kontingentiert werden, indem bestimmte für eine gewisse Zeit keinen Strom erhalten. 

			***

			Die Zementlieferungen lagen im November mit 925.286 Tonnen um 1,8% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 8,7% über Oktober 2016, berichtet der Verband der Zementfabrikanten. In 11 Monaten 2016 lagen die Lieferungen mit 8,8 Mio. Tonnen um 11,7% unter dem Vorjahr.

			***

			Die Arbeitslosigkeit lag in der Stadt Buenos Aires im 3. Quartal 2016 bei 9,8% der aktiven Bevölkerung, 2,6 Prozentpunkte mehr als vor einem Jahr, berichtet das Statistische Amt der Stadt. Es gab somit 165.851 Arbeitslose, 46.448 mehr als vor einem Jahr. Die Unterbeschäftigung betrug 9,7%, gegen 9% im Vorjahr. Die aktive Bevölkerung (diejenigen, die arbeiten, plus die, die arbeiten wollen, aber keine Beschäftigung finden) betrug 55,7% der Gesamtbevölkerung der Stadt, gegen 54,7% im Vorjahr, was somit einen Punkt der Zunahme der Arbeitslosigkeit erklärt. Die Zahl der Beschäftigten betrug 50,2% der Bevölkerung, gegen 50,8% im Vorjahr. 

			***

			Die Regierung hat vor einem Monat einen Rat zur Kontrolle der Staatsunternehmen geschaffen, der sich aus 9 Mitgliedern des Kabinetts und zwei privaten Konsulenten zusammensetzt (Luis Mario Castro, ehemaliger CEO von Unilever Argentina und Jorge Becerra, Leiter des Boston Consulting Group in Chile). Zum Koordinator wurde Abbot Reynal ernannt, der direkt vom Kabinettschef abhängt. Die Kontrolle umfasst 70 Unternehmen, die in 40 Gruppen zusammenfasst werden. Diese Staatsunternehmen erhielten in 9 Monaten 2016 vom Schatzamt $ 65,90 Mio., 4% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode, so dass in konstanten Werten eine starke Abnahme stattfand. 50% des Betrages wurde für Tarifsubventionen bestimmt, 25% für Investitionen und 25% für die Deckung von Betriebsdefiziten. Am meisten Fonds erhielt das Energieunternehmen Enarsa: $ 14,8 Mio., von denen nur 4,48 Mio. für Investitionen bestimmt waren. An zweiter Stelle kommt AYSA (Wasserversorgung) mit $ 12,23 Mio., an dritter das Unternehmen, welches das Eisenbahnpersonal verwaltet, mit $ 11,32 Mio., an vierter der Eisenbahnbetreiber mit $ 4,44 Mio. und an fünfter der Verwalter der Infrastruktur der Eisenbahnen mit $ 3,84 Mrd. Insgesamt liegen die Eisenbahnen somit mit Abstand an erster Stelle.

			***

			Der Mengenumsatz des Einzelhandels lag im November um 8,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband CAME, der diesen Bereich vertritt. Die ersten 11 Monate 2016 lagen um 7,1% unter dem Vorjahr. Im November ging der Mengenumsatz im internanuellen Vergleich bei Eisschränken, Waschmaschinen, Öfen u.dgl, plus Computer u.dgl. um 15,2% zurück, der von Eisenwaren um 14,1%, der von Baumaterialien um 11,9%, der von Geschenkartiklen um 11,4%, der von elektrischen Geräten um 10,8%, und der von Bekleidung um 10,7%.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Handelsbilanz schloss in Brasilien in den ersten 11 Monaten 2016 mit einem Überschuss von u$s 43,28 Mrd., der einen historischen Rekord darstellt. Im November betrug der Überschuss u$s 4,76 Mrd., was auch einen historischen Rekord für diesen Monat darstellt. 2015 betrug der Überschuss (im ganzen Jahr) u$s 46,4 Mrd., und dieses Jahr sollen es $ 3,1 Mrd.mehr sein.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Ledesma

			Dieses Unternehmen, das in der Provinz Jujuy Zuckerrohrplantagen und die weitaus grösste der 16 Zuckerfabriken des Landes (von denen sich 11 in Tucumán befinden) betreibt, hat die Ernte dieses Jahres mit einer Produktion von 361.000 Tonnen Zucker abgeschlossen (etwas mehr als im Vorjahr), die mit 4,4 Mio. Tonnen Zuckerrohr erzeugt wurden, davon 3,34 Mio. aus eigenen Plantagen (41.000 ha) und 757.000 Tonnen von Dritten. Ledesma erzeugt ca. 20% des in Argentinien produzierten Zuckerrohrs. Zum Zucker kommen dann noch 125.000 Tonnen Papier hinzu, die aus dem Zuckerrohrabfall „Bagasse“ erzeugt werden, und 93 Mio. Liter Alkohol, von denen 83 Mio. Tonnen für die Erzeugung von Bioethanol eingesetzt werden, das dem Benzin beigegeben wird. Ledesma betreibt auch eine Fruchtzuckerfabrik und eine Fabrik für Weiterverarbeitung des Papiers, beide in San Luis, und dann noch Ackerbau und Rinderzucht in anderen Provinzen. Ledesma ist in allen Bereichen technologisch sehr fortgeschritten. U.a. verbrennt das Unternehmen das Zuckerrohr nicht, wie es sonst allgemein üblich ist, um die Blätter zu vernichten, die beim Mahlen störend wirken. Ledesma verwendet eine andere moderne Technologie, die es erlaubt, dass die Zuckerohrpflanze als solche (ohne den Zucker und die Bagasse) dem Boden einverleibt wird. 

			Windham kauft Fën-Hotels

			Der US-Hotelkonzern Wyndham Hotel Group, der Hotels der Marken Ramada, Howard & Johnson, Microtel und Days Inn betreibt, hat die argentinische Hotelkette Fën gekauft, womit er jetzt zusätzlich 26 Hotels in Argentinien, Peru, Uruguay, Paraguay, den USA und Costa Rica betreibt. Dabei kommen jetzt die Hotelmarken Esplendor und Dazzler hinzu. Wyndham war bisher nicht direkt in Argentinien tätig, sondern über Lizenzen an Dritte. Das soll auch jetzt weitgehend so bleiben. Der CEO und Mitbegründer von Fën, Patricio Fuks, verbleibt vorerst als Vorstandspräsident.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Präsident Macri fehlt eine klare Botschaft über die Richtung 

			Als der US-Präsident Ronald Reagan 1981 antrat, bestand ein berechtigter Zweifel, dass dieser zweitrangige Schauspieler die Lage meistern könne. Ein Amerikaner, der sich in US-Politik gut auskannte, sagte uns damals, Reagan unterscheide sich von seinem Vorgänger Jimmy Carter grundsätzlich dadurch, dass er kein Zweifler sei, und die Unternehmer wüssten wohin er geht. In der Tat war Reagan kein Intelektueller, sondern ein eher simpler Mensch mit festen Überzeugungen, so dass alle wussten, in welche Richtung er gehen würde, und dann in diesem Sinn handelten. Reagan ist danach seinen Überzeugungen treu geblieben, hat die Wirtschaft dereguliert, Steuern gesenkt (wie es Arthur Laffer empfohlen hatte, der die These vertrat, dass dann die Steuereinnahmen steigen würden, was nicht eingetreten ist, so dass das Defizit stark zunahm), international eine harte Haltung gezeigt, u.a. mit der Bombardierung Libyens (dessen damaliger Diktator Kaddafi danach seine Aggressivität aufgab) und hat sich auf keine Kompromisse mit der Sowjetunion eingelassen, womit er zum Zusammenbruch des kommunistischen Regimes beitrug. Reagan ist als erfolgreicher Präsident in die Geschichte eingegangen, mit einer Anerkennung, die u.a. darin zum Ausdruck gekommen ist, dass sein Vizepräsident George H. Bush nach seiner achtjährigen Amtszeit als Nachfolger gewählt wurde.

			Wir hätten von Mauricio Macri etwas ähnliches erwartet. Statt dessen übermittelt er den Eindruck, dass er grosse Zweifel hat, wie Carter, und nicht so recht weiss, wohin er geht. Er äussert gute Absichten, die allgemein geteilt werden (wie Nullarmut), aber keine Richtung der Wirtschaftspolitik. Und bei der jüngsten Tagung der Regierungsführung in Chapadmalal kam in dieser Beziehung auch nichts Neues hervor. Eine Enttäuschung. 

			Der erste Punkt, über den ein grosser Zweifel besteht, ist das Defizit der Staatsfinanzen und die damit zusammenhängende untragbar hohe Staatsquote. Das Defizit liegt, richtig berechnet, also mit Zinsen auf die Staatsschuld und ohne die Zuwendungen aus dem Buchgewinn der ZB und dem Sonderfonds der ANSeS, dieses Jahr um die 8% des BIP, und zielt nächstes Jahr auf 10% und mehr hin. Dass dies nicht tragbar ist, wissen alle, die sich mit Wirtschaftsanalyse befassen. Das Defizit wird entweder mit Verschuldung oder mit Geldschöpfung gedeckt. Wirtschafler und Bänker weisen darauf hin, dass die starke Zunahme der Auslandsverschuldung des Staates eine Grenze hat, die bald erreicht wird. Wenn dem so ist, bedeutet dies, dass mehr zur Geldschöpfung gegriffen wird, was die Inflation in gefährliche Höhen treibt.

			Es bestehen jetzt zwei Möglichkeiten: entweder die Staatsausgaben werden bewusst gesenkt, oder es kommt zu einer Explosion, wie schon gehabt, zum letzten Mal 2001/02. Doch Macri hat in dieser Beziehung überhaupt kein Signal gegeben. Kein einziges. Im Gegenteil, die Tatsache, dass die Zahl der Staatsangestellten in einem Jahr etwa gleich geblieben ist, ist ein klares Zeichen im umgekehrten Sinn. Gewiss: Staatsangestellte können nicht entlassen werden, wenn sie überflüssig sind, weil sie per Gesetz Stabilität geniessen. Und ein Entlassunsgesetz, wie es notwendig wäre, kommt im Parlament bestimmt nicht durch. Aber wir hätten von ihm als erstes eine Einfrierung der staatlichen Stellen erwartet, mit einer Empfehlung an Provinzen und Gemeinden, im gleichen Sinn vorzugehen. Das kann er per Dekret machen. Das führt zu einer Verringerung der gesamten staatlichen Belegschaft zwischen 3% und 5% pro Jahr, wegen Pensionierung, Rücktritt und Tod, also insgesamt gut 100.000 Angestellte pro Jahr. Zum zweiten kann er bestimmen, dass Staatsangestellte von einer Stelle auf eine andere verlegt werden. Es fehlen an erster Stelle Krankenschwestern in den Hospitälern und Polizisten auf den Strassen. Ebenfalls muss bestimmt werden, dass die Gehaltserhöhungen im öffentlichen Bereich weit unter denen des Privatsektors, und auch unter der allgemeinen Inflation, liegen. Das spart Geld und schafft einen Anreiz für Staatsangestellte, um sich nach einer Stelle im privaten Bereich umzusehen. In früheren Zeiten waren die Gehälter im staatlichen Bereich niedriger als im privaten. Das ist jetzt nicht mehr so, wobei auch berücksichtigt werden muss, dass beim Staat meistens weniger intensiv gearbeitet wird. 

			An zweiter Stelle muss bei öffentlichen Investitionen eine Prioritätenliste aufgestellt werden, wobei dann nur so viele Objekte in Angriff genommen werden, wie es die Staatsfinanzen und die Kredite für bestimmte Fälle erlauben. Die Macri-Regierung hat auf diesem Gebiet genau so gehandelt wie die vorangehende. Zunächst wurden fast alle Staatsbauten, die sich in Gang befanden oder deren unmittelbarer Beginn vorgesehen war, stillgelegt. Dabei hätten einige, wie das Wasserkaftwerk Chihuidos, in Neuquén, das mit einer russischen Finanzierung von 85% zählte (die dann mit dem erzeugten Strom bezahlt wird), sofort in Gang gesetzt werden können. Diese Möglichkeit wurde verpasst: jetzt finanziert die Bank nur 30%. Es ist ein gutes Projekt, gemessen an den Kosten pro KWSt. Das war von Anfang an klar. 

			Danach wurde der Bau bei vielen Strassen u.a. Objekten aufgenommen (nicht aber bei Chihuidos), was sofort zu einer höheren Belastung der Staatsfinanzen und einer gewaltigen Zunahme des Defizites führte. Und danach, als Finanzminister Prat Gay auf dies aufmerksam machte, ordnete Macri an, die Zuwendungen für öffentliche Bauten stark zu kürzen, was zur Verlangsamung des Baus und der Stilllegung der Bauten führte. Das ist die (falsche) traditionelle Lösung, die zu einer bedeutenden Erhöhung der Kosten führt. Von Macri, der in seinem Privatunternehmer auch im Bereich der öffentlichen Bauten tätig war, hätte man erwartet, dass er weiss, wie stark die Kosten als Folge der Verlangsamung des Baus, und noch mehr des “stop and go”, steigen. Bei öffentlichen Bauten kann man nicht nur durch Ausmerzung der korrupten Überpreise sparen, wie es jetzt geschehen ist (wir gratulieren!), sondern noch viel mehr durch gute Planung und schnelle ununterbochene Durchführung der Arbeiten, was Zinsen und die Wirkung der fixen Kosten spart, und allgemein Kosten verringert. Sehr viele öffentliche Bauten haben, in konstanten Werten berechnet, über das Doppelte und das Dreifache dessen gekostet, was es bei plangemässer Durchführung gewesen wäre. Und das geht jetzt offensichtlich weiter. Auf diesem Gebiet fehlt ausserdem eine intensive Bemühung, damit die von der Weltbank, der interamerikanischen Entwicklungsbank und der Andenkörperschaft schon zugesagten Kredite effektiv eingesetzt und abgehoben werden.

			Ein weiteres falsches Signal ist jetzt bei Staatsinvestitionen hinzugekommen. Macri hat beschlossen, das Wärmekraftwerk von Rio Turbio fertig zu stellen. Das Werk ist nur zur Hälfte fertig, obwohl es von Cristina Kirchner eingeweiht wurde. Aber abgesehen davon benötigt es 1,2 Mio. Jato Kohle, was hohe Investitionen im Bergwerk erfordert, das bestenfalls 200.000 Jato erzeugt. Das Ganze ist eine gigantische Fehlinvestition, die aufgegeben werden muss, wobei das Kraftwerk abmontiert und woanders aufgestellt werden sollte. Zu den u$s 3 Mrd., die die Kirchners hier schon für den Bergbau und das Kraftwerk vergeudet haben, soll jetzt noch gut eine weitere Milliarde hinzukommen. Heller Wahnsinn! Und wieder ein falsches Signal.

			Der zweite Aspekt, auf dem ein klarer Kurs fehlt, ist die Arbeitspolitik und die Haltung gegenüber den Gewerkschaften. Keine Angst vor den Gewerkschaftlern! Es sind im Grunde Papiertiger, die viele Schwächen haben, die eine Regierung ausnutzen muss, wie es Menem mit grosser Geschicklichkeit getan hat. Auf den Trick der CGT einzugehen, dass es besser ist, ihren Forderungen nachzugeben, als der abtrünnigen CTA die Initiative zu überlassen, darf Macri nicht eingehen. 

			Als erstes muss der Präsident das Ziel der Vollbeschäftigung aufstellen, so wie er es mit der Nullarmut getan hat. Mit dem Unterschied, dass Vollbeschäftiung, also ein Zustand, in dem nur eine “friktionelle” Arbeitslosigkeit von ca. 5% besteht, erreicht werden kann, Nullarmut hingegen nicht in den nächsten Jahrzehnten. Macri hat in letzter Zeit mehrmals darauf hingewiesen, dass die bestehenden Gesamtarbeitsverträge für das 20. Jahrhundert gedacht seien, aber nicht für das 21. Eigentlich bezog er sich dabei auf die Arbeitsgesetzgebung, die flexibler gestaltet werden muss, angefangen mit der Sonderbehandlung von Jugendlichen. Über dies hat Macri schon im Dezember 2015 ein Gesetzesprojekt im Kongress eingebracht, das jedoch nicht vorangekommen ist. Und Macri hat sich auch nicht darum bemüht. Er hätte zumindest den Deputierten Recalde und seine Bande für das Verbleiben der hohen jugendlichen Arbeitslosigkeit verantwortlich machen müssen. 

			Macri sollte das Gesamtkonzept klar äussern, das wir hier stets wiederholen: die Wirtschaft bietet gute und weniger gute Arbeitsplätze, und solche, die im Prinzip stabil sind, und andere, die es nicht sind. Um Vollbeschäftigung zu erreichen müssen alle besetzt werden. Die bestehende Arbeitsgesetzgebung ist nur für gute und stabile Arbeitsplätze gedacht, also im Prinzip für Grossunternehmen, und nicht für mittlere und kleine,die etwa 80% der Arbeitnehmer beschäftigen. Das führt dazu, dass mögliche Arbeitsplätze entweder nicht besetzt werden oder auf Schwarzarbeit übergehen. Macri müsste dies mit der gleichen Klarheit sagen, wie wir es hier tun. Bitte, keine Angst! Und dann muss er in diesem Sinn handeln, und sich von den Gewerkschaftern nicht einschüchtern lassen, auch nicht, wenn es zu einem Streik kommt. In diesem Fall ist es wichtig, dass die Streiktage auf keinen Fall bezahlt werden, und auch Prämien für Anwesenheit verloren gehen. Macri muss zeigen, dass er regiert, und nicht die Gewerkschafter.

			Abgesehen davon, muss die Regierung sich bemühen, dass die Lohnerhöhungen nicht davonspringen, wie es jetzt schon bei den Bankangestellten eingeleitet wurde. Hier hat Arbeitsminister Jorge Triaca richtig reagiert, und erklärt, er werde diesem Abkommen die Allgemeingültigkeitserklärung (“homologación”) verweigern. Es wäre das erste Mal, dass so etwas geschieht. Das bedeutet, dass die Banken des Verbandes ABA (“Asociación de Bancos Argentinos”), der die Filialen ausländischer Banken vereint (Santander Rio, BBVA Francés, HSBC, ICBC und Itaú) nicht verpflichtet sind, sich an das Abkommen zu halten. Den staatlichen Banken muss die Regierung jetzt strikte Anweisungen erteilen, obwohl sie sich dem Abkommen angeschlossen haben.

			Es muss bei den Lohnverhandlungen, die im März und eventuell vorher, beginnen, eine klare Richtlinie der Regierung geben. Es ist ein Fehler, dass die Regierung auf die Reallohnthese der Gewerkschaften eingegangen ist und auch die totale Verhandlungsfreiheit betont. Es muss einfach eine Höchstgrenze geben, und auch eine strikte Norm, dass Lohnerhöhungen nicht auf Preise abgewälzt werden dürfen, noch höhere Subventionen erfordern. Es muss klar gesagt werden, dass Verträge, die sich nicht an dies halten, keine Allgemeingültigkeit haben werden. Dann werden viele Unternehmen vom Verband austreten, der sie vertritt, was eine komplizierte Lage schafft. Bei den Verhandlungen sollte ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums anwesend sein und in diesem Sinn handeln. Auch das kann per Dekret verfügt werden, wobei dieser Beamte dann allerdings kein Stimmrecht bei der Entscheidung hätte. Aber sein Wort hätte bestimmt Gewicht.

			Wir würden uns damit begnügen, wenn Macri in diesen zwei Punkten, also Staatsfinanzen und Arbeitspolitik, vorgehen würde, wie wir es oben dargestellt haben, und es unmissverständlich klar sagen würde. Dann wüssten die Unternehmer, von denen Macri ständig mehr Optimismus und Investitionen fordert, wohin die Entwicklung geht, und könnten Entscheidungen in diesem Sinn treffen. Was dann auch zur Überwindung der Konjunkturflaute beitragen würde.
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			Erfolgreiche Weisswaschung

			Die periodischen Legalisierungen schwarzer Vermögen, als Weisswaschung („blanqueo“) benannt, gehören in Argentinien zum System. Eine Wirtschaft, bei der über ein Drittel schwarz ist, muss periodisch die Möglichkeit bieten, das schwarz angesammelte Vermögen in den legalen Kreislauf zu übertragen. Denn sonst verbleibt es schwarz, kann nicht formell im Land investiert werden, und Zinsen und Gewinne, die auf diesem Vermögen stammen, müssen schwarz bleiben. Ebenfalls fördert dieser Zustand die Kapitalflucht, die nicht nur die Zahlungsbilanz belastet, sondern dem Land Kapital entzieht, das es dringend benötigt, um wachsen zu können. Doch wenn Weisswaschungen allzu häufig sind, dann fördern sie die Schwarzwirtschaft, und ausserdem gibt es dabei ethische Bedenken. Ohnehin betrachten diejenigen, die keine Steuern hinterziehen, die Weisswaschungen als eine Ohnfeige. Man muss somit einen Mittelweg finden.

			Die Vermögenslegalisierung, die sich noch in Gang befindet, unterscheidet sich grundsätzlich von den vorangehenden, weil die grossen Staaten dass schwarze Kapital nicht mehr schützen. In der Schweiz ist das absolute Anonimat der Banken aufgehoben worden, was bedeutet, dass die Banken über Konten von Inhabern, die im Ausland wohnhaft sind, informieren, und beiläufig ihre Kunden anweisen, ihre steuerliche Lage in Ordnung zu bringen. Die OECD, die die fortgeschrittenen Länder umfasst, hat unlängst ein Abkommen ihrer Mitglieder abgeschlossen, das sich auf die Pflicht bezieht, über Bankkonten zu berichten. Die Steuerparadiese stehen auch unter Beschuss, und die Vereinigten Staaten bemühen sich, dass ihre Unternehmen Gewinne nicht auf ausländische Tochtergesellschaften in Ländern mit geringer oder gar keiner Besteuerung verschieben können. Die Welt hat sich in dieser Beziehung grundsätzlich verändert.

			Die Weisswaschung bringt auch dem Fiskus viel Geld. Dass die gesamten Steuereinnahmen im November mit $ 182,27 Mrd. um 40,8% über dem Vorjahr lagen, nachdem sie im Oktober interanuell nur 24,4% gestiegen waren, ist vornehmlich auf die zusätzlichen Einnahmen zurückzuführen, die die Legalisierungssteuer gebracht hat. Die Sparte „Andere Steuern“, in der sie gebucht wird, verzeichnet im November Einnahmen von $ 12,89 Mrd. gegen nur $ 171,3 Mio. im gleichen Vorjahresmnat. Insgesamt hat das Steueramt bei der Weisswaschung bisher $ 16,37 Mrd. eingenommen, von denn jedoch $ 3,47 Mrd. auf die Monate August, September und Oktober entfallen.

			AFIP-Direktor Alberto Abad gab bekannt, dass bis Ende November insgesamt 171.000 eidesstaatliche Erklärungen über Legalisierung schwarzer Vermögen eingereicht wurden, von denen schon 61.000 geprüft worden seien. Bisher seien 33.000 Girokonten im Ausland angegeben worden, davon 43% in den Vereinigten Staaten, 22% in Uruguay, 14% in der Schweiz, 4% in Spanien und 4% in Deutschland. 

			Ohne die Einnahmen aus der Weisswaschung sind die Steuereinnahmen um 31% gestiegen, also unter der Inflation. Abad wies darauf hin, dass der Fiskus durch die Abschaffung, bzw. Verringerung von Exportzöllen für die Landwirtschaft und Bergbau und die Anhebung des steuerfreien Mindestbetrages bei der Gewinnsteuer Einnahmen im ganzen Jahr 2016 von ca. $ 100 Mrd. eingebüsst habe. Auch wenn die Weisswaschung schliesslich $ 20 Mrd. ergibt, so handelt es sich um einen Bruchteil des Verlustes, den die bisherigen Steuerreformen herbeigeführt haben. Und wenn jetzt die Reform der Gewinnsteuer im Parlament durchkommt, wie immer sie auch schliesslich konkret gestaltet wird, dann verliert der Fiskus mindestens weitere $ 50 Mrd., die nur in sehr geringen Ausmass durch neue Steuern ausgeglichen werden, die jetzt befürwortet werden, nämlich eine Sondersteuer auf Spielmaschinen und eventuell eine auf Bankzinsen und Kapitalgewinne. 

			Die Regierung setzt ihre Hoffnung auf die Konjunkturerholung, die unverhältnismässig mehr bringt, als die neuen Steuern. Bei einer BIP-Zunahme von 5% würden die Steuereinnahmen voraussichtlich um gut 7% zunehmen, was in absoluten Zahlen zu Werten von 2016 um die $ 140 Mrd. im Jahr ergibt, zu denen dann noch die Inflationswirkung hinzukommt. Doch damit die Rechnung für die Staatskasse einigermassen aufgeht, also mit einem geringeren Defizit als 2016, müssen die Staatsausgaben spürbar gesenkt werden. Und auf diesem Gebiet wird viel zu wenig getan.

			 

		

	